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Kleine Anfrage 2066 
 
des Abgeordneten Hanns-Jörg Rohwedder   PIRATEN 
 
 
 
Welche raumplanerischen und gesetzgeberischen Möglichkeiten sieht die Landesre-
gierung für ein Fracking-Verbot? 
 
 
 
In zwei weiteren Kleinen Anfragen schilderte ich, dass Verwaltungsverfahren für die Aufsu-
chung von Kohlenwasserstoffen, die nur mittels Fracking gewonnen werden können, sowohl 
ohne Beteiligung von Kreisen und Kommunen als auch ohne Berücksichtigung öffentlicher 
Interessen durchgeführt wurden und fragte nach den rechtlichen Konsequenzen. Ebenso 
fragte ich nach der Intensität der vorgeschriebenen und wesentlichen Prüfungen für die Ertei-
lung der Erlaubnisse für die Felder Falke, Adler und Falke-South zwecks Aufsuchung von 
Kohlenwasserstoffen, die nur mittels Fracking gehoben werden können. 
 
 
Neben diesen konkreten Detailfragen frage ich die Landesregierung generell: 
 
1. Wie wird die Landesregierung NRW mit den in den beiden oben erwähnten Anfragen 

geschilderten raumordnungsplanerisch relevanten Erkenntnissen umgehen, gerade 
auch im Hinblick auf den noch aufzustellenden Landesentwicklungsplan NRW? 

 
2. Welche Maßnahmen wird die Landesregierung im Rahmen der 

Raumordnungsplanung, besonders des kommenden LEP ergreifen, um Frack-
Maßnahmen bei der Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen künftig zu 
verbieten? 

 
3. Welche gesetzgeberischen Maßnahmen, z. B. im Rahmen der Ermächtigungen nach 

dem BBergG, wird die Landesregierung ergreifen, um Frack-Maßnahmen bei der 
Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen künftig zu verbieten? 

 
 
 
Hanns-Jörg Rohwedder 
 


